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Zu den Fragen der SPD-Fraktion wird wie folgt Stellung bezogen:

1. Hinsichtlich der Leistungserbringung und Kosten haben sich bisher folgende Anderun-
gen ergeben

e Im Uberleitungsvertrag wurde eine einmalige Preissteigerung um 1,5% fir die Dauer
des Vertrages (5 Jahre) festgelegt.

e Da die Regio IT umsatzsteuerpflichtig ist, findet eine Umwalzung fir 2020 in Hohe
von 5%, fiur 2021 und 2022 in Hohe von 2,5% und 2023 in Hohe von 2% statt. Fir
2024 erfolgt keine Umwalzung.

Des Weiteren liegen keine anderslautenden Mitteilungen der Regio-IT zu evtl. Mehrkos-
ten vor. Durch die Verwaltung werden Abschlagszahlungen geleistet, so dass eine end-
glltige Aussage erst nach Abschluss des Haushaltsjahres und nach Erhalt der Schluss-
rechnung getroffen werden kann.

2. Nach den bisherigen Erfahrungen sowie nach Auskunft der Fachbereiche sind keine
Qualitatsunterschiede bei der Unterstutzung spurbar.

3. Durch die sprunghaft steigende Zahl von Bedrohungen im digitalen Bereich, sind ent-
sprechende Vorkehrungen zu treffen. Dies betrifft insbesondere die Bestellung eines IT-
Sicherheitsbeauftragten. Erste Gesprache hierzu wurden mit der Regio IT bereits ge-
fuhrt, ein konkretes Angebot liegt aber noch nicht vor.

Hinsichtlich der von Regio-IT angebotenen bzw. zur Verfigung stehenden Software ist
anzumerken, dass diese in Umfang und Kostenhohe fir Kommunen der GréRenklasse
der Gemeinde Swisttal nicht wirtschaftlich sind. Hier wird die Gemeinde auf dem freien



Markt tatig. Als Beispiel sei hier eine Software fur Online-Termine im Burgerbiro ge-
nannt.

. Die aktuelle Satzung der civitec, die im Amtsblatt des Regierungsbezirks Kdéln am
13.01.2020 veréffentlicht wurde, ist auf der Homepage der Gemeinde Swisttal verfligbar.

. Bei den in der Sitzung des Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschusses am
17.09.2019 vorgelegten Leistungsverzeichnissen steht jeweils zu Beginn eine komplette
Status-Quo-Aufnahme. Aus dieser Komplettaufnahme ist nach entsprechenden Analy-
sen der einzelnen Bereiche und Arbeitsplatze ein Konzept fur die gesamte Verwaltung
zu erstellen. Aus Sicht der Verwaltung ist dieses Vorgehen nicht wirtschaftlich und nur
bedingt zielfiihrend. Denn es ist davon auszugehen, dass ein solches Konzept spates-
tens nach einer Dauer von maximal 2-3 Jahren weitestgehend uberholt ist. Eine kom-
plette Umsetzung ist in diesem Zeitraum aber nicht realisierbar. Weiterhin ist zu berlck-
sichtigen, dass dieser Zeitraum durch die Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes
(OZG), die bis zum 31.12.2022 erfolgen muss, weiter eingeengt wird.

Es ist daher aus Sicht der Verwaltung erforderlich, eigenstandig eine Strategie zu entwi-
ckeln und diese turnusmafig anzupassen und fortzuschreiben. Zentrale Prozesse, die
die gesamte Verwaltung betreffen, wie z.B. ein digitales Dokumentenmanagement, ha-
ben dabei Prioritdt und neue Verfahren sind darin zu integrieren. Sukzessive werden
dann die weiteren Prozesse aller Bereiche analysiert und angepasst bzw. umgestellt.

Wie die Gemeinde Swisttal sind auch andere Kommunen mit dem Thema ,Digitalisie-
rung“ befasst, so dass sich eine kommunale Zusammenarbeit anbietet. Ende 2019
konnte die Stadt Rheinbach als Partner fiir ein gemeinsames Projekt gewonnen werden.

Im Rahmen einer ,interkommunalen Kooperation“ wurden Foérdermittel fir einen ge-
meinsamen Digitalmanage beantragt. Die Beantragung der entsprechenden Fordermittel
(150.000 €) fur interkommunale Kooperationen (Forderrichtlinie IKZ NRW) wurden im
Februar 2020 vorgenommen.

Anfang Juni 2020 (Corona bedingt) wurde, entgegen vorangegangenen Informationen,
dieser Antrag abschlagig beschieden. Auf entsprechende Nachfrage wurde mitgeteilt,
dass der Betrag lediglich fur die Anbahnung, Vorbereitung und Einrichtung von neuen
Kooperationen interkommunaler Zusammenarbeit bewilligt werden kénne. So z.B. An-
waltskosten etc. Die Personalkosten eines Digitalmanagers seien — laut Aussage der
Bezirksregierung — nicht forderungsfahig.

Unabhangig davon beabsichtigt die Verwaltung weiterhin eine kommunale Zusammen-
arbeit mit der Stadt Rheinbach. Daher sind weiterflihrende Gesprache mit der Stadt
Rheinbach zur EinfUhrung eines gemeinsamen Digitalmanagers, auch ohne entspre-
chende Fordermittel vorgesehen.



	Gremium
	Datum
	Zuständig
	Ostatus
	Nummer
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Anlage

